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V E R K E H R S O R D N U N G  U N D  M A R K T W I R T S C H A F T

D er in  verkehrawisseuichaftlichen K reisen  gu t bekannte D r. Z ieg ler versucht in  d er fo lgen ­
den  in teressanten  K ontroverse zu  dem  in  Heß. 5 /1955  erschienenen A u fsa tz  von  P rof. Dr. 
B erkenkopf über „V erkehrsordnung und M arktw irtschaft“ den  N achweis zu  erbringen , 
d a ß  d ie  in  d ieser A bhandlung gew onnenen E rkenntnisse durch eine G leichgew ichtsver­
schiebung in  d er Bewertung d er w irtschaftlichen u n d  außerw irtschaftlichen V erkehrsauf­
gaben  beeinflußt sind. Er g lau b t den  G rund d ieser G leichgew ichtsverlagerung d a rin  zu  
sehen, d a ß  d e r  A u tor seinen A usgangspunkt von  den  V erkehrsverhältn issen  d er E isen­
bahn genom m en h a t und d iesen  im  R ahm en des G esam tverkehrs ein  zu  starkes Gewicht 
verleih t. W ir glauben, daß  es unsere Leser in teressieren  w ird , d iese G edankengänge von  
einem  entgegengesetzten  B lickpunkt aus zu  verfolgen . H err P rof. B erken kopf w ar so 
freu n dlich , uns eine abschließende Stellungnahm e zu  diesen kritischen A usführungen  
H errn  D r. Z ieglers zur Verfügung zu  stellen, d ie  w ir  im  Anschluß an  den  vorliegenden  
B eitrag  veröffentlichen.

Das Verhältnis von  
wirtschaftlichen und außerwirtschaftlichen Verkehrsaufgaben

Dr. Dr. Othmar Ziegler, Frankfurt/M.

Der Aufsatz Professor Berkenkopfs ist ein interes­
santer Versuch, die Verkehrsordnung unter dem 

Gesichtswinkel der Marktwirtschaft zu untersuchen. 
Gegen seinen Aufsatz müssen jedoch zwei prinzi­
pielle Einwendungen gemacht werden:
1. Professor Berkenkopf befaßt sich vornehmlich mit 
den negativen Seiten, z. B. dem m arktwidrigen V er­
halten des Verkehrs, den außerwirtschaftlichen V er­
kehrsaufgaben und der staatlichen Tarifbeeinflussung, 
und nur in einem kurzen Schlußabsatz behandelt er 
die positive Seite, nämlich die staatliche V erkehrs­
ordnung.
W enn man den V erkehr und sein V erhalten in der 
M arktwirtschaft wissenschaftlich beleuchten will, so 
sollten m. E. die außerwirtschaftlichen Verkehrsauf­
gaben wohl erwähnt werden, jedoch nicht den Haupt­
inhalt der Untersuchung bilden.
2. Professor Berkenkopf behandelt das Thema vor­
nehmlich von der Sicht der Eisenbahn her.
Es ist bekannt, daß die Bundesbahnverwaltung zur 
Begründung ihrer Verkehrs- und Tarifpolitik immer 
wieder mit einer erstaunlichen Hartnäckigkeit die 
außerwirtschaftlichen Aufgaben in den Vordergrund 
zu rücken bestrebt ist. Darum ist es bedauerlich, daß 
der Aufsatz des bedeutenden Verkehrswissenschaft- 
lers Professor Berkenkopf sich vornehmlich diese An­
sicht zum A usgangspunkt seiner Untersuchung machte 
und nicht auch die Argumente der sonstigen V er­
kehrsbetriebe, vor allem des Straßenverkehrs, ver­
gleichend heranzog, um auf diese W eise zu. einer 
Synthese zu gelangen. Deshalb schien es dem V er­
fasser dieser Zeilen notwendig, in der Folge auch den 
Standpunkt der Nichteisenbahnverkehre entsprechend 
zur Diskussion zu stellen. Das ist unerläßlich, um

möglichst die O bjektivität zu erreichen, die w irt­
schaftswissenschaftlichen Untersuchungen zugrunde 
gelegt werden soll. 1)
Auf Unterschiede in der M ethode der anzuwendenden 
W irtschaftspolitik, um das erstrebte Ziel eines voll­
kommenen und m arktgerechten V erkehrsdienstes zu 
erreichen, w ird im Schlußabsatz noch eingegangen 
werden. Jederm ann, der sich m it W irtschaftspolitik 
befaßte, weiß die überragende Bedeutung des Eisen­
bahnverkehrs zu schätzen, dessen klagloses Funktio­
nieren im vitalen Interesse der sozialen Gemeinschaft 
und damit auch des W irtschaftslebens liegt und für 
eine noch nicht absehbare Zukunft liegen wird.

D ER  B E G R IF F  D ER  M A R K T W IR T S C H A F T  

Die von Professor Berkenkopf angewandte Termino­
logie scheint m. E. auch nicht immer glücklich ge­
wählt zu sein. Er spricht einleitend von einer „freien 
ungeregelten M arktwirtschaft“, die er in Gegensatz 
zum «irgendwie regulierten M arkt" zu bringen ver­
sucht. M arktwirtschaft aber, wie jede andere W irt­
schaft, heißt doch implicite p l a n m ä ß i g e r  Umgang 
mit Bedarfsdeckungsgütern. Am M arkt wird der Aus­
gleich zwischen Angebot und Nachfrage nach diesen 
Gütern im Rahmen einer f e s t  s t e h e n d e n O r d ­
n u n g  durch das Medium des Preises reguliert. Be­
kanntlich gab es schon in der Antike M arktregulative, 
aufgestellt von den M arktbehörden, wie z. B. den 
Aedilen in Rom. Im M ittelalter entstanden unsere 
Stadtrechte, w eldie M ärkte ansetzten, ordneten, ge­
legentlich Stapelzwang für fremde Kaufleute einführ­
ten, und schließlich begannen seit dem 17. Jahrhun-
*) V g l. M ax W eber: „Die .O bjektivität' sozialw issensdiaftlid ier 
und so zia lpolitisd ier Erkenntnis",, im A rch iv  für Sozialw issensdiaft 
und So zialpolitik, Bd. X IX  (1904).
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dert sich die Großmärkte der Börsen mit ihren viel­
fältigen Usancen durchzusetzen. Als einziger „unge­
regelter“ M arkt ist wohl heute nur der „Schwarz­
markt" anzusehenj dessen V erhältnis aber zum V er­
kehrswesen zu untersuchen, hat sich Professor Ber­
kenkopf offensichtlich nicht zur Aufgabe gestellt. 
Die freie Marktwirtschaft, wie sie von den Vorkämp­
fern der liberalen — und neuerlich der sozialen — 
M arktordnung verstanden wird, will das Eingreifen 
des Staates in den Mechanismus der Preisbildung 
verhindert sehen, weil seine dirigistischen Maßnah­
men die Angebots- und Nachfrageseite unnatürlich 
entstellen und dadurch den ordentlichen M arkt 
funktionsunfähig machen. Die verantwortlichen W irt­
schaftspolitiker in allen fortschrittlichen und beson­
ders in den hochindustrialisierten Ländern sehen 
heute wieder im Fortfall aller den freien M arkt be­
hindernden obrigkeitlichen Schranken eine vitale 
Vorbedingung für das Aufblühen der Wirtschaft.
Auf den freien M ärkten und den Börsen werden 
nicht nur Gelder, W ertpapiere und W aren, sondern 
auch V erkehrsleistungen gehandelt; daß am M arkt der 
letzteren sich gleichfalls alle Teilnehmer den strengen 
Regeln und Bedingungen unterw erfen müssen, beweist 
z. B. der zum Teil althergebrachte W ortlaut der Kon­
nossemente. Jeder Besucher einer Schiffahrtsbörse — 
z. B. der Baltic-Exchange in London — weiß, daß die 
Preisbildung im Rahmen strikt geregelter Usancen 
nach privatwirtschaftlichen Grundsätzen des freien 
M arktes erfolgt. Auch in Deutschland ist die grund­
sätzliche Freiheit des M arktes bereits in der Gewer­
beordnung von 1869 festgelegt worden. Erst die bei­
den letzten W eltkriege haben zu anhaltenden staat­
lichen Eingriffen in  den Mechanismus des M arktes 
geführt und so der wirtschaftsfremden Bürokratie 
einen Einfluß eingeräumt, der im Zuge der Entwick­
lung weit über ihr fachliches Können und die u r­
sprünglich meist begrenzte Kompetenz hinausging. 
Die alte W eisheit, daß die bessere Regierung immer 
jene ist, welche weniger „regiert“, ist eine Erfahrungs­
tatsache, die heute gültiger ist als je zuvor.
Die Bezeichnung des freien M arktsystem s als „unge­
regelt“ hat in den letzten Jahren eine leicht dema­
gogische Färbung bekommen, ebenso wie die viel­
gelästerte, aber durchaus m ißverstandene Maxime des 
„laissez-faire". V iele nichtdenkende, von jedem Schlag­
wort faszinierte, mit der Wirtschaftsgeschichte nicht 
vertraute M itbürger haben sich einreden lassen, daß 
„laissez-faire“ eine Art von Anarchie oder zumindest 
ein willenloses Laufenlassen der Dinge bedeute.

D A S P R O B LEM  D ER  V E R K E H R S W E G E  

Die V erkehrsleistungen innerhalb der wirtschaftlichen 
Sphäre sind so komplex, daß sie niemals restlos aus 
dem gesamtwirtschaftlichen Zusammenhang heraus­
geschält und abstrakt untersucht werden können.

Turgot sdirieb in seiner Eu logie für den 1759 verstorbenen  
Le  Gandre, daß dieser in einer Debatte dem französischen K anzler 
Colbert zurief: „Laissez-nous faire", d. h. „Lassen Sie  uns diese 
Sachen in Ordnung bringen". D ie französische Biographie U ni­
verselle schreibt die erwähnte M axime dem M arquis d'Argenson  
zu. Es handelt sich um eine Frage Colberts, wie man den Handel 
am besten staatlich fördern könne;

Professor Berkenkopf stellt als m arktwidrigen Faktor 
entscheidender A rt die Frage der „Verkehrswege und 
Stationen des V erkehrs“ heraus, die „bei den meisten 
Verkehrsm itteln (mit überwiegender Ausnahme der 
Eisenbahnen) von der öffentlichen Hand zur V er­
fügung gestellt“ werden. Das trifft aber für deutsche 
Verhältnisse, auf die seine Untersuchung gemünzt ist, 
nicht so ohne w eiteres zu. Um das Jah r 1850 — damals 
gab es im ganzen späteren Reichsgebiet nur etwa 3000 
Meilen Schienenwege — begannen die Eisenbahnen 
zu florieren. Die deutschen Staatsregierungen zeigten 
ein starkes Begehren, diese gewinnbringenden Unter­
nehmungen für den Fiskus zu erwerben. Ideologisch 
w aren sie überdies von Lists richtiger Forderung nach 
Vereinheitlichung des deutschen Eisenbahnsystems 
überzeugt. Preußen erließ ein Eisenbahnsteuer-Gesetz 
im Jahre  1853, in dessen Begründung offen zugegeben 
wurde, daß die erhöhte Eisenbahnbesteuerung dem 
Staat die M ittel sichern solle, die Anteile an den pri­
vaten Eisenbahnen zu erwerben. Die Staaten Preußen, 
Sachsen und Bayern wurden in der Folge auch die 
Besitzer der wichtigsten Eisenbahnlinien, und erst von 
dieser Zeit her stammt der großzügige A usbau des 
Eisenbahnnetzes, und zwar aus s t a a t l i c h e n  Mitteln. 
Die Überschüsse der Eisenbahnverwaltungen (und spä­
te r auch der Reichsbahn in vielen verschiedenen 
Rechtsformen) flössen den Staats- und Reichskassen 
ZU ; sie hatten solcherart einen beachtlichen Einfluß 
auf das Budget und damit auf die Steuerpolitik als 
Ganzes gewonnen. W ir müssen deshalb bei der U nter­
suchung des deutschen Verkehrsproblem s von der 
Tatsache ausgehen, daß die heutige Bundesbahn ihre 
V erkehrsanlagen ebenso aus Steuergeldern der Öffent­
lichkeit „ererbt" hat, wie der K raftverkehr die Straße. 
Bei Betrachtung der beiden Verkehrswege Schiene und 
Straße darf auch nicht vergessen werden, daß der 
Schienenweg streng monopolistisch, d. h. von einer 
einzigen V erkehrs Verwaltung benutzt wird; die Straße 
hingegen dient neben dem Kraftverkehr auch noch 
den Pferdefuhrwerken, Fahrrädern, Karren, und nicht 
zuletzt allen Fußgängern, also der gesamten Bevölke­
rung. Ja, selbst die Eisenbahnverwaltungen benutzen 
die Straße in zunehmendem Maße. Der Kraftverkehr 
besorgt die zeitgemäße Zu- und Abfuhr von Passa­
gieren und Gütern für alle übrigen Verkehrszweige. 
Eine bedeutende Zahl eisenbahneigener oder im Auf­
trag  der Eisenbahn fahrender M otorfahrzeuge belebt 
die Straße. Die großen Kuhlemayer-Roller (zur Be­
förderung von beladenen und leeren Güterwagen auf 
der Straße) sind nicht nur bedeutend schwerer und 
unbeweglicher als jeder Zug des gewerblichen Güter­
kraftverkehrs, sondern sie zerstören auch die Straßen­
decken in einer Art, in der ihnen nur die schweren 
M ilitärpanzer gleichkommen dürften. Außerdem be­
treibt die Bundespost z. Z. mit etwa 3700 Autobussen 
und einem Vielfachen an M otorfahrzeugen jeder Art 
einen regen Straßenverkehr. Des w eiteren darf bei 
Betrachtung der Frage der Verkehrswege nicht außer 
acht gelassen werden, daß die Bundesbahn seit 1945 
weit mehr Schienenstrecken stillgelegt hat, als von 
ihr neu erbaut worden sind. Auf der Schiene hat auch
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die Zalil der Zugmaschinen und Fahrzeuge ständig ab­
genommen. Bei einer Eisenbahnfahrt durch das Bundes­
gebiet w ird augenfällig, daß trotz des allgemein 
stürm isdien W irtschaftsaufsdiwunges überall zahl­
reiche tote, mit Gras überwucherte Gleise und halb­
verlassene riesige Rangierflächen mit allen Einrich­
tungen zu sehen sind, ü b er den Umfang der Schäden 
allein durch Rostfraß, den diese stillgelegten Eisen­
bahnanlagen erleiden, gibt es leider keine genauen 
Zahlen. Ebensowenig existiert eine wirtschaftliche Be­
rechnung über den Kapital- und Zinsverlust, der durch 
das Brachliegen oder die unzureichende Benutzung der 
Bahnanlagen fortlaufend entsteht. In auffälligem Ge­
gensatz zu der großen, von der Eisenbahn nicht ge­
nügend genutzten Bodenfläche steht sowohl die be­
ängstigende Knappheit an Autostraßen als auch der 
M angel an Boden für die Landwirtschaft, die Industrie, 
den Siedlungsbau und für die Anlage von Flugplätzen.

V E R K E H R S T R Ä G E R  U N D  V O L K S W IR T S C H A F T L IC H E  K O S T E N

Professor Berkenkopf schreibt, daß die „Anlage, Unter­
haltung und Verwaltung der W ege und Stationen des 
V erkehrs schon aus dem Grunde nicht nach m arkt­
wirtschaftlichen Grundsätzen erfolgen kann, weil sie 
für nichtmarktwirtschaftliche Leistungen des Verkehrs 
die Voraussetzung bilden, aber auch aus dem Grunde, 
weil der Beitrag, den diese Anlagen für die wirtschaft­
lichen Leistungen der V erkehrsträger zur Verfügung 
stellen, durchweg nicht im Sinne eines m arktwirt­
schaftlichen V erhaltens seitens der V erkehrsträger 
abgegolten wird". Diese Ansicht ist im Grunde richtig. 
Es ist aber auch hier zu bemerken, daß die Schiene 
nicht allein alle nichtwirtschaftlichen Leistungen zu 
vollbringen hat. Die öffentlichen Straßen und W ege 
erfüllen seit geschichtlicher Zeit soziale Dienste, an 
deren Größe die Eisenbahnen nicht heranreichen kön­
nen. Erfahrungsgemäß wird die Straße zu außerwirt­
schaftlichen Leistungen um so stärker in Anspruch ge­
nommen, als sidi der Straßenverkehr jeglicher Art 
intensiviert.
Die Schiene leistet außerwirtschaftlichen Dienst in der 
Beförderung von Personen und Gütern zu ermäßigten 
Tarifen, von denen sicher ein Großteil unter den Ge­
stehungskosten des Transportaktes liegt. Die Einnah­
men aus diesem Eisenbahnverkehr decken aber in den 
meisten Fällen etwas mehr als die variablen Kosten 
(etwa 30 “/o der Gesamtkosten) des Transports, und 
jeder solcher A rt vereinnahm te Betrag ist eine Bei­
hilfe zur Deckung der hohen Fixkosten des Eisenbahn­
betriebes. Keinen Kostenbeitrag bezieht die Eisenbahn 
nur von den Freifahrten ihres Personals und den son­
stigen Inhabern von Freifahrtgenehmigungen.
Zu den Einnahmen des gewerblichen Kraftverkehrs 
hingegen tragen nur die Kunden, also ein kleiner 
Bruchteil der allgemeinen Straßenbenutzer, bei.
Die große Leistung der Schiene als sozialer Ausgleichs­
faktor im Personen- und Güterverkehr bleibt — unter 
den für sie z. Z. geltenden Regulativen und Auf­
lagen — unbestritten und ist allen anderen V erkehrs­
trägern überlegen. Auf diesen Tatbestand ist ja  zum 
Teil das soziale — und damit auch wirtschaftliche —

Gefüge aufgebaut worden. Nach kommerziellen Grund­
sätzen aber sind erhebliche Teile dieser Sozialleistun­
gen der Bundesbahn allein nicht zuzumuten. W enn 
aus staatspolitischen Gründen ein V erkehrsträger ge­
zwungen wird, Leistungen ohne materielles Äquiva­
lent zu vollbringen, so soll es Sache des Staates sein, 
für die Deckung eines etwaigen Betriebsdefizits durch 
budgetäre Maßnahmen zu sorgen.
Professor Berkenkopf behauptet, daß „die von den 
privaten V erkehrsträgern gezahlten Steuern und Ge­
bühren nicht die Kosten decken, die der Gesamtheit 
durch Erstellung der W ege erwachsen, äuch nicht zu 
dem Prozentsatz, der auf die Verkehrsnutzung der 
W ege entfällt“. Diese Behauptung steht in beacht­
lichem Gegensatz zu den vom gewerblichen (und son­
stigen) K raftverkehr erm ittelten Zahlen. Das „Forum 
der Verkehrsteilnehm er", das zugegebenermaßen den 
Kraftverkehr propagiert, nennt z. B. folgende Ziffern 
für die Ausgaben des Bundes für Autobahnen und 
Bundesstraßen einerseits und die Anteile an M ineralöl­
zoll-, M ineralölsteuer- und Beförderungssteueraufkom­
men andererseits (in Mill. DM): ®)

Ja h r
Hinnahmen aus den 

erwähnten Zö llen  und 
Steuern vom  Kraft« 

verkehr

A usgaben des Bundes 
für Autobahnen und 

Bundesstraßen

1949/50
1950/51
1951/52
1952
1953
1954

187.8
268.3
643.3
871.8 

1 109,6 
1 198,0

13,4
196.0
209.6
237.6
270.0
270.0

(ca. 7Ve) 
(ca. 73 Vo) 
(ca. 32 Vo) 
(ca. 28 Vo) 
(ca. 24 Vo) 
(ca. 22 Vo)

W enn man nach der gleichen Quelle auch noch die 
Ausgaben der Länder und Gemeinden für Straßenbau 
heranzieht und ihnen wiederum die Einnahmen aus 
den oben bezeichneten Steuern und Zöllen gegenüber­
stellt, so ergaben sich seit 1951 bei einer A nlastbarkeit 
von 70 “/o der Straßenbauausgaben für den Kraftver­
kehr immerhin Überschüsse, die von 169,7 Mill. DM 
1951 bis auf 525,0 Mill. DM 1954 anwuchsen.
Es muß auch beim Vergleich der Schiene zur Straße 
berücksichtigt werden, daß der K raftverkehr die ge­
samte Beförderungssteuer (180 Mill. DM im Jahre 1954) 
an den Fiskus abführen muß, während der Bundesbahn 
diese Steuern bis zu einem Betrag von jährlich 250 Mil­
lionen DM vom Bund gestundet werden. Ob diese ge­
stundeten Beförderungssteuern von der Bundesbahn 
eines Tages eingefordert werden, bleibt abzuwarten. 
Dieser Berechnung von Seiten des K raftverkehrs steht 
die Behauptung Professor Berkenkopfs gegenüber: 
„Das gilt für den Luftverkehr und die Binnenschiff­
fahrt, aber auch für den Kraftwagen". Nun, die W ege 
im Luftverkehr kosten außer der Anlage und dem 
Betrieb der Flugplätze sehr wenig. Die Benutzungs­
gebühren, die die Fluggesellschaften für die Flugplätze 
und deren Einrichtungen zu entrichten haben, sind 
recht bedeutend, ü b er eine U nrentabilität der großen 
Flugplätze ist noch wenig bekanntgeworden. Ihre 
volkswirtschaftliche W ichtigkeit steht außer Zweifel, 
denn über den Flugverkehr zieht einer der hauptsäch-
5) R undsdireiben vom  18. Februar 1955.
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liehen Ströme des rentablen Fremdenverkehrs; Flug­
gäste zählen gewöhnlich zu jenen zahlungskräftigen 
Fremden, von denen die Zahlungsbilanz des besuchten 
Landes reidilidi profitiert. Eine moderne V erkehrs­
wirtschaft kann des Flugverkehrs ebensowenig ent­
reten wie des Kraftwagens. Das gewaltige Anwadisen 
des Flugverkehrs, der heute noch sozusagen „in den 
Kinderschuhen" steckt, deutet auf eine Entwicklung 
hin, deren Größe zu erkennen es keiner prophetischen 
Gaben bedarf.
W enn Professor Berkenkopf meint, daß die Preise in 
einem System der M arktwirtschaft auf die Deckung 
„der volkswirtschaftlichen Kosten des einzelnen V er­
kehrsaktes“ abgestellt werden müssen, so ist darauf 
zu erwidern, daß diese Kosten bekannterm aßen nicht 
nur bei der Preisgestaltung für Dienste, z. B. des V er­
kehrswesens, sondern auch am M arkte der materiellen 
Güter nicht exakt feststellbar sind. Sie sind viel zu 
komplex, um auch nur annähernd für einen ganzen 

• Betrieb richtig erfaßt werden zu können; sie liegen des­
halb außerhalb der Kontrolle der Parteien des Marktes. 
Die volkswirtschaftlichen Kosten für jeden „einzelnen" 
Transportakt oder für ein bestimmtes Gut jeglicher 
A rt lassen sicii nicht einmal vage schätzen! Volks­
wirtschaftliche Kosten werden aber durch Steuern und 
Abgaben abgegolten, und diese sind ein nicht uner­
heblicher Kalkulationsfaktor bei der Preisgestaltung 
für Güter und Dienste. Daß dem so ist, weiß jeder­
mann, der in der W irtschaft tä tig  ist, aus dem Kalkula­
tionsschema jedes geordneten Betriebes. Kein Konten­
rahmen enthält bei Aufgliederung der Spesen ein 
Konto „Volkswirtschaftliche Kosten".

D A S  A N G E B O T  A N  V E R K E H R S L E IS T U N G E N

Professor Berkenkopf schreibt weiterhin, daß das An­
gebot an Verkehrsleistungen im Vergleich zu den 
übrigen Gebieten der W irtschaft unelastisch ist. Ge­
wiß, D ienstleistungen — und dies ist die Aufgabe des 
V erkehrs — können nicht „auf Lager" gelegt werden, 
w ie die meisten m ateriellen Güter. Bei einem ruhigen, 
gleichmäßigen W irtschaftsrhythmus ist der Sättigungs­
grad an Verkehrsleistungen — besonders für Güter­
transporte — bald erreicht. W ährend im Personen­
verkehr sehr viele Verkehrsdienstleistungen verlangt 
werden, die außerhalb der wirtschaftlichen Sphäre liegen 
— z. B. Urlaubs- oder Vergnügungsreisen aller A rt —, 
nötigt die genaue Kalkulation im Güterverkehr, den 
Transport auf ein Minimum zu beschränken.
Das Angebot an Verkehrsleistungen w ar bedeutend 
unelastischer, als die Schiene noch ein Quasi-Monopol 
in der Fernbeförderung innehatte. Heute gibt es in 
der Bundesrepublik nahezu 70 000 Betriebe mit rund 
570 000 Güterkraftfahrzeugen allein im gewerblichen 
Sektor des Güterkraftverkehrs. Daß nun das Angebot 
doch elastischer geworden ist, gibt Professor Berken- 
kopf mit seinem Hinweis auf die „inverse Reaktion" 
im Lastkraftwagenverkehr selbst zu. Er sagt nämlich, 
daß bei fallenden Beförderungspreisen versucht wird, 
die vorhandene Ladekapazität soweit wie möglich 
auszunutzen. Das erhöhte Angebot an Laderaum ist 
allerdings nicht die Folge des fallenden Beförderungs­

preises, sondern gerade umgekehrt: es ist seine Ur­
sache. Erfahrungsgemäß folgt der fallende Beförde­
rungspreis — ceteris paribus — dem erhöhten 
Angebot! Voraussetzung für jeden gesunden W irt­
schaftsbetrieb ist, daß seine Einnahmen ausreichen, 
um über die aufgewendeten Kosten hinaus irgendeine 
Rendite abzuwerfen. Alle Zweige des V erkehrsgewer­
bes sind darum bestrebt, durch rege Ausnutzung ihrer 
Einrichtungen die hohen fixen Kosten des Betriebes 
möglichst degressiv zu gestalten. Das sollte besonders 
für die Eisenbahnen gelten, bei denen die genannte 
Kostengruppe mit über 70 “/s besonders hoch ist. 
Kleine gewerbliche K raftverkehrsbetriebe können in 
Krisenzeiten, also bei Preissenkungen durch verm inderte 
Nachfrage, ziemlich w iderstandsfähig sein; denn sie 
vermögen durch den Umstand geringer Personalkosten 
den Preisdruck etwas abzudämpfen. Die kleinen Unter­
nehmen zählen natürlich oftmals zu jenen Grenz­
betrieben, die bei zu geringer Beschäftigung am frei 
w ettbew erbenden M arkt in erster Linie von der Still­
legung bedroht sind. Es ist daher ganz verständlich, 
daß sie alle A nstrengungen machen, um genügend 
Fracäit für sich zu gewinnen.
Professor Berkenkopf schreibt, daß der Personenver­
kehr auf Änderungen der V erkehrspreise noch lang­
samer und im ganzen geringer reagiert als der G üter­
verkehr. Dieser Ansicht kann nicht ohne w eiteres zuge­
stimmt werden. W ohl ist die Verkehrsnachfrage als 
Ganzes wenig elastisch, aber wenn V erkehrspreis­
änderungen eintreten, so macht sich besonders im 
Personenverkehr eine Substitutionselastizität ziemlich 
hohen Grades bemerkbar. Sie ist konjunkturbedingt 
und steigt und fällt mit dem Einkommen. In Zeiten 
eines allgemeinen W irtschaftsaufschwunges wächst nicht 
nur die Reiselust, sondern auch der Wunsch nach Sub­
stitution, z. B. Benutzung von eigenen Personenkraft­
wagen oder größere Nachfrage nach dem Flugverkehr, 
ökonom etrische Untersuchungen über die Elastizität 
des V erkehrs bestätigen diese Erscheinung. ®)
Die Unelastizität des Schienenverkehrs ist durch die 
Gebundenheit des Weges, den fahrplanm äßigen Linien­
verkehr und die notwendigerweise komplizierten tech­
nischen Einrichtungen zu erklären. Hierzu kommt auch 
noch die durch zahllose Vorschriften in ihrer Beweg­
lichkeit gehemmte und in ihren Entscheidungen lang­
same Verwaltung. Eine weitere Ursache der Unelasti­
zität für den gewerblichen V erkehr auf Schiene und 
Straße liegt in der Starrheit der Tarife; denn beide 
fahren trotz grundverschiedener K ostenstruktur zum 
selben Tarifsatz. Dies verm indert die Auswirkungen 
des Substitutionsangebots besonders im Güterverkehr. 
Der gewerbliche G üterkraftverkehr ist vornehmlich 
ein Flächenverkehr, und als solcher muß er elastischer 
sein als die Schienenverkehre. Diese Elastizität könnte
*) N ad i den Ausführungen des Vorsitzenden der Straßenverkehrs- 
genossensdiaften (Dezember 1954) gab es im Bundesgebiet 35 622 
Unternehmer ohne Arbeitnehmer, 22 196 mit je  einem und 8 762 
mit je  zw ei Arbeitnehmern.
®) V g l. L . R. K le in , in: „Journal of Political Econom y", Bd. 54 
(1946), S. 289 ff; R. Roy: „Etudes Econométriques", Paris (1935); 
J .  Tinbergen und P. J .  Verdoorn: „De vraag naar personenvervoer 
per spoor“, in : „De Nederlandse Conjunktuer", X .  (1939), S. 79 ff; 
General Motors Corporation: „The Dynam ics of Autom obile D e­
mand", New  Y o rk  (1939), S. 21 ff; u .v . a .
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nodi gesteigert werden, wenn das Netz der Auto­
straßen erw eitert würde. Die Gesdiäftsführung des 
gewerblidien Kraftverkehrs ist audi infolge der großen 
Anzahl von Unternehmern und ihrer kaufmännisdien 
O rganisation beweglidier als ihre W ettbewerber. Audi 
könnte die Leistungsfähigkeit und Elastizität des Flug­
verkehrs nodi wesentlidi gehoben werden, wenn mehr 
Flugplätze gebaut würden.
Einen außerordentlidi sdilagkräftigen Beweis für die 
Substitutionselastizität durdi Einsatz des Straßen- und 
Flugverkehrs boten die jüngsten Erfahrungen in Eng­
land aus Anlaß des Eisenbahnerstreiks im Juni 1955. 
Kraft- und Flugverkehr waren imstande, eine N adi­
frage zu dedcen, die abnorm groß war, plötzlidi auf­
tra t und den saisonalen „peak traffic" w eit übertraf. 
Der deutsdie Güterkraftverkehr w ird natürlid i unter 
den Auswirkungen des erlassenen Verkehrsfinanz­
gesetzes und des geplanten Straßen-Entlastungs-Ge- 
setzes einen Teil seiner bisherigen Elastizität einbüßen 
müssen, weil einerseits viele Firmen ihren Betrieb ein­
stellen dürften und weil audi andererseits die geplante 
Begrenzung der Lastzuglänge und des Ladegewidits 
viele Fahrzeuge stillegen würde. Im übrigen ist in diesem 
Jahr, w ahrsdieinlidi durdi den andauernden Auf­
w ärtstrend der W irtsdiaft hervorgerufen, eine wesent- 
lid i verstärkte Verkehrsnadifrage eingetreten, so daß 
in den ersten 6 Monaten des Jahres 1955 die Bundes­
bahn allein einen täglidien Laderüdestand von etwa 
9000 W aggons aufwies. Audi der G üterkraftverkehr 
ist sehr gut besdiäftigt.

D IE  ST R U K T U R  DER V E R K E H R S M Ä R K T E  

W as nun die von Professor Berkenkopf erwähnte 
oligopolistisdie Struktur gewisser Teilm ärkte des V er­
kehrs betrifft, so ist wohl anzunehmen, daß er im 
w esentlidien an die Eisenbahnen, die Fluglinien (lATA- 
Abkommen) und die Seesdiiffahrt (Konferenz-Ver- 
kehre) dadite. Aber selbst diese Struktur sdieint ins 
W anken zu geraten. Die Entwidclung in den USA und 
in Großbritannien zeigt, daß z. B. im Flugverkehr be­
reits zahlreidie in reger Konkurrenz stehende Charter- 
Unternehmungen ein prosperierendes Gesdiäft be­
treiben, wie bekanntlidi audi in der Seesdiiffahrt 
sdion immer in aller Welt die Tram pverkehre die 
Konferenztarife unterbieten. Im Augenblidc sind z. B. 
am Londoner M arkt die Trampraten haussierend und 
liegen etwa 28 “/o über jenen von 1952, als die Korea- 
Krise einen Boom der Trampsdiiffahrt mit sidi bradite. 
Die oligopolistisdie Struktur (lATA =  International 
A ir Traffic Association) im Flugverkehr entstand, weil 
einerseits staatspolitisdie, vor allem militärisdie 
Gründe die Ausweitung dieses V erkehrs behindern 
und andererseits in vielen Ländern die direkte staat- 
lidie Beteiligung oder laufende Subventionierung des 
Flugverkehrs diesem eine monopolistisdie oder quasi- 
monopolistisdie Stellung einräumte. Die lATA hat es 
aber zustande gebradit, daß in fast allen Ländern der 
Erde z. B. Dienstleistungen und gegenseitige Abredi- 
nung im Flugverkehr standardisiert werden konnten. 
Die besonders gelagerten Verhältnisse im Flugver­
kehr, der sidi nodi in voller Entwidclung befindet.

können aber n id it als ein Beweis dafür gelten, daß 
eine freie M arktpreisbildung in großen Teilen des 
Verkehrswesens nicht gegeben sei. Bei uns sind fast 
alle Eisenbahnen ebenso Staatseigentum wie in vielen 
anderen Ländern. Der Staat ist also Unternehmer. 
D arüber sdireibt ein britisdier Volkswirtsdiaftler ®) 
folgende Sätze, die audi für die deutsdie Situation 
Gültigkeit haben:

„Der Staat läßt sidi ln keinem Sektor bedrohen, ln dem er 
wesentliche Interessen besitzt. Sobald private Konkurrenten 
gefährlidi zu werden beginnen, kann man sie ebenso ver­
staatlichen, wie man (in England) den gewerblichen Güter­
verkehr verstaatlichte, um ihn zu bindern, die im Staats­
besitz befindlichen Bahnen zu bedrohen. Gelingt es jedoch 
den Rivalen, der Verstaatlichung zu entgehen, erklärt man 
einfach, daß ihre Leistungsfähigkeit ein „öffentliches Pro­
blem “ bildet, das so gelöst werden kann. Indem man ihnen 
eine Dosis „Coordination“ verabreicht, so daß sie hernach 
völlig harmlos werden. Im allgemeinen ist es ein großer 
Nachteil der Staatskonzerne, daß ihrem Bankrott oder ihrer 
Auflösung immer eine starke politische Opposition ent­
gegenwirkt. W as w äre passiert, wenn man die Postkutschen 
verstaatlicht hätte  und aufgeregte Politiker im Parlament 
gegen die Verluste protestiert hätten, die aus einer nicht- 
koordinierten Konkurrenz durch die Eisenbahnen ent­
standen?“

Der Zwang für den Kraftwagenverkehr, Eisenbahn­
tarife seinen Benutzern in Anredinung zu bringen, 
die Auflagen des Verkehrsfinanzgesetzes von 1955 
und die Bestimmung, daß aus den Erlösen der Staats­
einnahmen vom Kraftverkehr eine feste Subvention 
an die Eisenbahn zu erfolgen hat, liegen auf der glei­
chen Linie, die der britische W issenschaftler oben be­
schrieb. Es ist aber verwunderlich, daß nicht der Tat­
sache Rechnung getragen wird, daß fast alle Verkehre, 
vor allem aber die Eisenbahnen, des Straßenverkehrs 
nicht entraten können, weil er die Zu- und Abfuhr 
von Passagieren und Gütern besorgen muß. Der Kraft­
verkehr seinerseits aber benötigt n id it die Eisenbahn 
zur gleichen Dienstleistung.
Die jüngste Gesetzgebung, die sich mit der Ordnung 
des G üterkraftverkehrs befaßte, wird zu einer künst­
lichen Verknappung des Angebots an Straßenverkehr 
führen. Sie ähnelt den berüditigten Valorisationen am 
W arenm arkt und erw artet eine „Korrektur" der W ett­
bewerbsgrundlagen und damit der Konkurrenzfähig­
keit der Straße gegenüber der Schiene. Die Mittel 
aber, die den M arktpreis auf eine natürliche Art be­
einflussen, sind Entdeckung, Erfindung und Organisa­
tion. Im Verkehrswesen hat z. B. die Entdeckung der 
Kräfte des Dampfes, der Elektrizität und der flüssigen 
Treibstoffe die Erfindung von Maschinen zur Folge 
gehabt, um jene Kräfte zu nutzen. Der Gebrauch dieser 
Maschinen zum wirtschaftlichen Einsatz ist die Auf­
gabe der Organisation. Technisch hochstehende, modern 
organisierte Betriebe (z. B. der Flugverkehr) wissen 
den Fortschritt schnell wirtschaftlich zu nutzen, rascher 
als jene, die mit traditionellem  Festhalten an V eral­
tetem  belastet sind. Natürlich umfaßt die Organisation 
nicht nur den Einsatz m oderner Maschinen, sondern 
auch des Personals, und hier scheinen erfahrungs­
gemäß die kommerziellen Betriebe den beamteten 
Stellen überlegen zu sein.
«) Th . W ilson : «Modern Capitalism  and Econom ic Progress",
K ap ite l IX ,  London 1950.
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Professor Berkenkopf sdireibt, daß die privaten Ver­
kehrsträger die immer wieder auftretende Tendenz 
nad i privatw irtsdiaftlidien Abmadiungen und Abreden 
zwedcs einer einheitlidien Investitions-, Angebots- und 
Preispolitik aufweisen. Das gilt jedodi wohl mehr für die 
Linienverkehre aller Art. Die bereits erwähnten Tramp- 
und Charterverkehre, also durdiweg private V erkehrs­
träger, sind gegen tariflidie und sonstige Bindungen ein­
gestellt. A udi der K raftverkehr in der Bundes­
republik fühlt sidi durdi die Preisangleidiung zur 
Sdiiene, die ihm kraft Gesetzes auferlegt worden ist, 
beengt. Das Privatbahnsystem  (Professor Berkenkopf 
weist aut die V erhältnisse in den USA hin) ist 
gegen tariflidie Bindungen, und gesetzlidie Mono­
polverbote kam en ihm dabei sogar zu Hilfe. In 
England standen, solange die Eisenbahnen in pri­
vatem Besitz und privater Verwaltung waren, die 
Linien in regem W ettbewerb zueinander; sie be­
trieben einen sehr weitgehenden Kundendienst, der 
sidi nidit nur auf den V erkehrsakt allein besdiränkte 
und durdi diese Leistungen natürlid i den eigenen 
Stredcen im Endeffekt mehr V erkehr zuführen konnte. 
Die konservative Regierung Englands geht konsequent 
dazu über, die in der Hand der „British Transport 
Commission" m onopolistisdi zusammengeballt gewe­
sene V erkehrsw irtsdiaft — zumindest was den Kraft­
verkehr betrifft — zu befreien. Dennodi behält aber 
die British Transport Commission einen Park von 
etwa 8000 versdiiedenen Lastkraftwagen, die sie im 
Linienverkehr einsetzt und mit denen sie den rund 
17000 freien privatgew erblidien Lastkraftwagen-Unter­
nehmungen (zusammengesdilossen in der Road Haulage 
Association) eine starke, vom Parlam ent erwünschte 
Konkurrenz bietet. Die britisdie W irtschaft wünscht 
einen möglidist freien W ettbewerb, und im Augen- 
blidi liegt ein Gesudi der britischen Eisenbahnen beim 
britischen Transporttribunal vor, den Eisenbahnen zu 
gestatten, von dem veralteten (auch bei uns gültigen) 
W erttarifsystem  abzugehen und im freien W ettbewerb 
Tarife anzubieten, die kaufmännisdi vertretbar sind. 
N ur die H ödisttarife werden veröffentlicht. Damit 
hofft man, erfolgreich gegen gewisse Teile des Straßen­
verkehrs konkurrieren zu können. W enn diesem An­
trag ,'w oran-kaum  zu zweifeln ist, stattgegeben wird, 
so wird in England weitgehend eine freie M arktpreis­
bildung für V erkehrsleistungen w iederhergestellt sein. 
Das britisdie Beispiel sollte auch uns Anlaß zum 
Nachdenken geben. Sdion das bisherige deutsche Ta­
rifsystem unterscheidet sich prinzipiell von jenem in 
England und den USA: Bei uns werden die Tarife ge­
wissermaßen „angeordnet"; in England aber kann 
jeder Tarif beim Transporttribunal und in Amerika 
bei der In terstate Commerce Commission angefochten 
werden. Die Anfechtung kann audi durch Privat­
personen erfolgen.

A U S S E R W IR T S C H A F T L IC H E  A U F G A B E N  D ES V E R K E H R S  

Zum Kapitel „Außerwirtschaftliche Verkehrsaufgaben" 
ist zu sagen, daß Professor Berkenkopfs Auffassung 
richtig ist, daß der V erkehr — wie kaum ein anderes 
Gebiet der W irtsdiaft — weitgehend außerwirtschaft-

lidie Aufgaben zu erfüllen hat. Diese werden gewöhn- 
lidi in der Konzessionsurkunde festgelegt. Zu den be­
lastenden Aufgaben für die Eisenbahnen zählt vor­
nehmlich der Betrieb wirtschaftlich nicht lohnender 
Linien und Verkehre. Hier muß ich wieder vergleidis- 
weise das britisdie Beispiel heranziehen: Das britische 
Verkehrsgesetz von 1953 erleichtert den englischen 
Eisenbahnen die Stillegung unrentabler Betriebe, 
ebenso wie in den USA für den Betrieb einer Eisen­
bahn nur der Ertrag — die Dividende der Railroad 
Shares — maßgeblich ist. In den USA sind bereits seit 
1916 etwa 50 000 km Eisenbahnstrecken (d. i. ungefähr 
soviel, wie die ehemalige Reidisbahn ihr eigen nannte) 
verschrottet worden. Amerikas Eisenbahnen umfassen 
fast die Hälfte aller Schienenwege der W elt; sie sind 
ausschließlich in Privatbesitz. Ihr Kapitalbedarf wird 
am freien M arkt gededct; sie müssen nach rein kauf­
männischen Prinzipien betrieben werden, um durch 
laufende Gewinnausschüttungen an die Aktionäre 
ihren Fortbestand zu sichern. Die außerwirtschaftlichen 
Aufgaben der Eisenbahnen in England und den USA 
sind nicht so weitreidiend wie jene bei uns und wer­
den laufend mehr und mehr eingeschränkt.
Es darf h ier aber auf einen Umstand hingewiesen 
werden, der sich zu einer der kräftigsten W urzeln der 
außerwirtschaftlichen Leistungen entwidcelt hat: Als 
die Bahnen sich vor mehr als 100 Jahren  um Betriebs­
konzessionen bewarben, haben sie immer wieder dar­
auf hingewiesen, daß sie jede Art von Transporten 
durchführen wollen, und sie nahm en daher die ver­
schiedenen Auflagen in den Konzessionen bereitwillig 
in Kauf. Diese Auflagen haben die Eisenbahnen — 
solange sie Privatbahnen waren — in ihrem A uftreten 
und der Macht sehr bestärkt, weil es sich um poli­
tische, obrigkeitliche Funktionen oder Aufträge han­
delte, die die Bahnen auszuführen hatten. Die finan­
zielle Belastung durch diese Auflagen fand jedodi ein 
reichlidies Entgelt in Form von m onopolartigen Ein­
nahmen und Sonderrediten.
Professor Berkenkopfs Ausführungen über den Einfluß 
allgem einer volkswirtschaftlicher Faktoren (z. B. Raum­
ordnung und räumliche Dezentralisierung der Indu­
strie) auf den Bau von Verkehrswegen sind nidit 
durchaus unwidersprochen. Das Standortproblem wird 
bekanntlich in der H auptsadie von den V erkehrs­
bedingungen beeinflußt, die die optimale Koordination 
der Faktoren Arbeitskräfte, Rohstoff und Absatz her­
beiführen sollen. Bei privaten Geschäftsbetrieben wird 
unter allen Umständen die privatwirtschaftliche Ren­
tabilitätsüberlegung im Vordergrund stehen. Dagegen 
sind staatliche oder sonstige öffentliche Betriebe oder 
solche, die subventioniert werden (z. B. erwünschte 
Ansiedlung in Notstandsgebieten), nicht immer nur auf 
wirtschaftliche Rentabilität angewiesen. Städte und 
sonstige Siedlungsagglomerationen bestanden bereits 
vor dem Eisenbahnzeitalter, und die Eisenbahngesell­
schaften bem ühten sich, Konzessionen zu erhalten, die 
ihnen die Bedienung dieser Gebiete sicherten. Die 
ersten Eisenbahnen waren in ihrer Anlage auch nicht 
von staatspolitischen (militärischen o. ä.) Erwägungen 
allein bestimmt, als vielmehr von dem Wunsch, regen
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V erkehr an sich zu ziehen. Natürlidi hatten sidi Sied­
lungen und industrielle Standorte seit Einführung der 
Eisenbahnen entlang des Sdiienenstranges entwidcelt, 
und viele Notstandsgebiete erholten sidi erst wieder, 
nadidem  sie durdi die Eisenbahn Ansdiluß an die W irt- 
sdiaftszentren fanden. Diese überaus widitige Auf­
gabe erfüllten die Eisenbahnen allein, allerdings zu 
einer Zeit, da andere gleichwertige Verkehrsmittel 
und -wege nodi nicht zur Verfügung standen.
Die allgem eine Verbesserung der Straßen, seitdem der 
K raftverkehr stärker in Ersdieinung trat, hat zu einer 
Deglomeration von Industrien und Siedlungen ge­
führt. Es ist von em inenter volkswirtsdiaftlidier und 
politisdier Bedeutung, daß infolge des intensivierten 
Kraftverkehrs das ganze Land — und nicht nur die 
Städte, die an Eisenbahnlinien liegen — z. B. täglidi 
mit frischen W aren zu niedrigen Preisen versorgt wer­
den kann. Die Produzenten an kleinen Plätzen sind 
nun in  der Lage, sdinell und regelmäßig die größeren 
M arktplätze, die ihnen bessere Absatzmöglidikeiten 
bieten, zu erreichen.
Professor Berkenkopfs Forderung, daß die nadi markt- 
w irtsdiaftlidien Gesichtspunkten arbeitenden Ver­
kehrsträger durdi Besteuerung oder Gebührenerhebung 
zu einem „Lastenausgleich" zugunsten der Bahn heran­
gezogen werden sollen, um das Defizit der Sonder­
leistungen der Schiene zu decken, ist ja  inzwisdien 
erfüllt worden. K ritisdi w äre hierzu nodimals zu 
sagen, daß die Sonderleistungen der Bahn vom Staat 
verlangt werden, der daher für ihre Dedcung Sorge 
zu tragen hätte. Die übrigen Verkehrsträger verlangen 
diese Sonderleistungen der Schiene nicht für sich, und 
es ist daher zumindest fragwürdig, ob ihre erfolgte 
H eranziehung zu einem „Lastenausgleich" geredit ist. 
Es w irkt befremdend, daß Professor Berkenkopf in 
den zwei bisher behandelten Kapiteln seiner Arbeit 
überhaupt n id it das tedinisdie Problem, näm- 
lid i den Fortsdiritt, anschneidet. Hätten die Post­
kutscher vor m ehr als 100 Jahren ihre Fahrzeuge mit 
Gummirädem und selbst mit schwergepolsterten Sitzen 
versehen, so hätten  sie aber im Zuge des tedinisdien 
F ortsdiritts dennodi nicht die Eisenbahnen in ihrem 
gewaltigen Aufstieg hindern können!

D IB  R O L L E  D ES  S T A A T E S  

Zum Kapitel „Staatliche Tarifbeeinflussung“ ist von 
Professor Berkenkopf richtig gesagt worden, daß die 
staatliche Kontrolle der Eisenbahntarife im öffent- 
lidien Interesse notwendig war, dainit die Monopol­
situation damals nicht zum Sdiaden der Allgemein­
heit ausgenutzt werden konnte. Heute hat aber diese 
Beeinflussung an W ert verloren. Der W ettbewerb zur 
Schiene ist groß, und der Verkehrsteilnehmer wird 
seine V erfraditungen dort vornehmen lassen, wo er 
wirtsdiaftlich am besten fährt. W erden die Tarife, die 
heute für Sdiiene und Straße gemeinsam gelten, zu 
hodi angesetzt, so w erden größere Verfraditer einen 
eigenen W erkverkehr einriditen. Professor Berken­
kopfs Kritik an den V erhältnissen in Frankreidi und 
Italien, wo der K raftverkehr im wesentlidien von Re­
gulierungen und Auflagen befreit ist, sagt: „Der

Staat zahlt den Eisenbahnverwaltungen zum Ausgleidi 
ihrer Defizite jährlich hohe Beträge aus Steuergel­
dern (bis zu 1 M illiarde DM), läßt aber denjenigen 
V erkehrsträger, der in erster Linie das Defizit her­
beigeführt hat, nämlich den Kraftwagen, frei, was 
eine indirekte Subventionierung auf Kosten der Steu­
erzahler bedeutet.“ Nun, das französisdie Volk würde 
sidi kaum diese Subventionen aufbürden lassen, wenn 
es nicht V orteile erzielte, die diese Leistungen auf­
wiegen. Der K raftverkehr ist dort so billig, daß jeder­
mann davon profitiert; sei es in Form niedriger Frach­
ten im W arengesdiäft, sei es in schnellem und be­
quemem Personenverkehr.
Im Sdilußkapitel „Staatlidie Verkehrsordnung" wird 
gesagt, daß der Staat bei seiner Einflußnahme auf den 
V erkehr „im Rahmen des M öglidien markttechnisdie 
Mittel" w ird anwenden müssen. Ein Eingriff des 
Staates in das M arktgefüge durch Preisfestsetzung 
macht den M arkt illusorisdi. Der Staat „wird", so 
sdireibt Professor Berkenkopf, markttechnische Mittel 
anwenden müssen; doch sdion im nädisten Satz sagt 
er, daß der Staat, wenn diese M ittel versagen sollten, 
„direkte verwaltungsm äßige Eingriffe" vornehmen 
wird, und „in beiden Fällen wird aber der Verkehr 
weitgehend der freien M arktw irtsdiaft entzogen und 
auf eine eigene, ihm adäquate Basis gestellt". Leider 
erklärt Professor Berkenkopf nicht, was er unter „adä­
quater" Basis für einen V erkehrsträger versteht, bzw. 
wie weit er den Kreis der Basis zieht, der das Adä­
quate dedct. Professor Berkenkopf spridit vornehm­
lich von der Schaffung „einigermaßen gleidier W ett­
bew erbsgrundlagen“, soweit die V erkehrsträger „spe­
ziell der Eisenbahn gegenüber im W ettbew erb be­
günstigt sind". H ier w irft sidi — wenn man den 
Sinn der Berkenkopfsdien Forderung analog anwen­
den will — die Frage auf, ob n id it auch diese anderen 
V erkehrsträger jene „einigermaßen gleidien W ettbe­
werbsbedingungen" gerediterw eise für sich verlangen 
dürfen, und zwar für jene Sphären, in w eldien die 
Eisenbahn „im W ettbewerb begünstigt“ ist.
Der Transportakt als soldier ist eine rein tedinisdie 
Angelegenheit, und die Tedm ik der Beförderung ist 
bei jedem  V erkehrsträger ebenso grundverschieden 
wie der Aufwand an Kosten, die hierbei entstehen. 
Es ist also ausgesdilossen und ein vergebliches Be­
mühen, unter A ussdialtung aller tedinischen und 
kostenmäßigen Untersdiiede gleidie W ettbew erbs­
grundlagen zu sdiaffen. Man hatte  ja, als das Eisen­
bahnzeitalter heranbradi, audi n id it von Seiten der 
Postkutsdienhalter der Eisenbahn die Auflage zu­
gemutet, daß sie z. B. pro Pferdekraft jeder Lokomo­
tive außer Kohle audi ein entsprediendes Quantum 
Hafer zu verheizen habe. Deshalb ist auch die ge­
setzliche Regelung, w onadi ein Teil der neuen Ab­
gaben des Straßenverkehrs der Bundesbahn zuzu­
fließen habe, kein Optimum. Das ähnelt stark  einer 
Pfründe, und auf sie angewiesen zu sein, steht einem 
modernen, gesunden Unternehmen schlecht zu Gesidit. 
Die Bundesbahn ist zweifellos gegenüber anderen 
Unternehm ern durdi den Umstand benaditeiligt, daß 
sie eine überproportionale Personallast zu tragen
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hat, indem man sie zwang, die im Bundesgebiet an­
sässigen früheren Beamten der Reichsbahn (einsdiließ- 
lid i der Pensionäre) zu versorgen. Es ist m ir nicht 
bekannt, ob man dazu übergegangen ist, adm inistra­
tive Beamte der Bundesbahn, die überzählig sind, bei 
anderen Bundesbehörden unterzubringen, um so die 
Bundesbahn zu entlasten. Ein Blick in den Anzeigen­
teil der großen westdeutschen Tageszeitungen belehrt 
indes, daß — im Gegensatz zum Personalüberhang 
bei der Bundesbahn — bei der Industrie, dem Handel 
und den Banken ein bedeutender, ungedeckter Be­
darf an A rbeitskräften besteht. Ein Vergleich mit aus­
ländisdien modernen Bahnverwaltungen — z. B. in 
den USA und in England — ergibt die interessante 
Tatsache, daß in einer ganzen ausländischen Bahn­
verw altung nicht so viele V olljuristen angestellt sind 
wie in einer einzigen großen Bundesbahndirektion. 
Die Eisenbahnen der USA umfassen fast die Hälfte 
aller Schienenwege der W elt. In den USA kommen 
nur etwa drei Angestellte auf einen Streckenkilo­
meter, während es bei der Deutschen Bundesbahn 
über 16 sind. Gewiß bedürfen diese Zahlen einer ge­
wissen Korrektur zugunsten der Bundesbahn infolge 
der Siedlungsdichte und damit relativ  größeren An­
zahl der Stationen. Die Bahnen in den USA sind auch 
in personeller Hinsicht insofern günstiger daran, als 
der Durchschnittsamerikaner w eit weniger pensions- 
süchtig ist als der Kontinental-Europäer. Der Ameri­
kaner ist immer bereit, seinen Beruf zu wechseln, 
wenn sich ihm eine größere Einkommenschance bietet. 
Darum führt der häufige Berufswechsel nur selten 
dazu, daß ein M ann zeitlebens Eisenbahner bleibt 
und in der Folge Pension bezieht. A llenthalben trifft 
man in den amerikanischen Eisenbahngesellschaften 
A ngestellte ohne akademische Ausbildung als Leiter 
wichtiger Referate an. Jederm ann hat den „Marschall­
stab im Tornister". Es ist häufig vorgekommen, daß 
ein ehemaliger Eisenbahnarbeiter Präsident seiner 
Eisenbahngesellschaft geworden ist.

Der Bundesbahn kann durch eine Verbotsgesetzge­
bung und vielerlei beschränkende V erordnungen 
zur Drosselung der übrigen V erkehrsträger kaum 
aut die Dauer geholfen werden. Gegen den Fort­
schritt der wettbewerbenden Technik m it politischen 
M itteln zu kämpfen, ist eine Don-Quichoterie. Das 
dringend Erforderliche ist eine Kooperation von Schiene 
u n d  Straße und nicht der Kampf von Schiene 
g e g e n  Straße. Beiden erwächst inzwischen ein neuer, 
energisch vordringender W ettbew erber: der Flugver­
kehr. Die V erkehrsstatistik  der USA für 1952 weist 
allein etwa 22,7 Millionen Fluggäste im Inland-Flug­
verkehr auf.
Der Schlußabsatz von Professor Berkenkopfs Schrift 
ist ein Angriff auf den „individualistischen" Teil des 
privatwirtschaftlich ausgerichteten Verkehrs, der — 
ein „störendes Element" — „übergeordnete Forde­
rungen" bedroht. In dieser Diskussion w urden w ie­
derholt die V erhältnisse in England und den USA 
vergleichend herangezogen; nicht nur deshalb, weil 
dort der V erkehr größere Proportionen angenommen 
hat als in der Bundesrepublik, sondern auch weil in 
England in den letzten Jahren im Verkehrswesen 
sowohl dirigistische als auch marktwirtschaftliche Po­
litik m it Nachdruck zum Tragen gekommen ist und 
die letztere durch das W ahlergebnis als Volkswille 
obsiegte. Auch in der Schweiz haben z. B. alle Re­
ferenden der letzten Jahre dirigistische Maßnahmen 
mit großer M ehrheit verworfen.
Hier scheidet sich k lar der Standpunkt Professor Ber­
kenkopfs von jenem  des Verfassers dieses Aufsatzes: 
dort dirigistische Wirtschaftsauffassung, hier freie, 
soziale M arktwirtschaft als W eg zur Lösung des be­
handelten Dilemmas.
Bedingungslos einig ist der Verfasser lediglich mit 
Professor Berkenkopfs Schlußsatz, daß ohne die ord­
nende Hand des Staates ein m oderner V erkehr nicht 
mehr denkbar ist. Aber auf das „Wie", für das sich 
der Staat entscheidet, kommt es an.

Summary: T h e  E c o n o m i c  a n d  
t h e  E x t r a - E c o n o m i c  T a s k s  
o f  T r a n s p o r t .  The author of this 
article disputes the contribution by 
Prof. Berkenkopt to the M ay edition 
of this journal which was entitled; 
"Transport and the Market-Economy." 
The two main objections raised against 
that contribution are firstly, th a t it 
deals prim arily w ith the negative as­
pects of transport and only briefly sum­
marizes the positive aspect (1. e. a State 
order for transport) and secondly, that 
it treats the subject predom inantly from 
the point of view  of the railways. So 
it is tried  here, in discussing the in­
dividual chapters, to lend more weight 
to the aspects of m otor-transport. In 
the opinion of the present author, the 
fundamental difference betw een the re ­
spective points of departure is that the 
first article selects the concept of econ­
omic dirigisme, and the present article 
the concept of the free, social m arket- 
economy, as a w ay of solving the ex­
isting dilemma.

Résumé: R a p p o r t  e n t r e  l e s
t â c h e s  é c o n o m i q u e s  e t  e x ­
t r a  - é c o n  o m i q u  e s d u  s e r ­
v i c e  d e s  t r a n s p o r t s .  L 'article 
représente un exam en critique de l 'a r­
ticle de M. le Prof. Berkenkopf paru 
sous le même titre  dans l'éd ition  de 
mai de notre périodique. L 'auteur 
fait deux reproches à l'article  critiqué:
1. d 'avoir fait ressortir trop les aspects 
négatifs des transports pour négliger 
ensuite les aspects positifs (1. e. régle­
m entation des transports par l'Etat);
2. d 'avoir t r a i t é l e  thème en premier 
lieu du point de vue des chemins de 
fer. L 'auteur de sa  part souligne l'im ­
portance du transport routier dont il 
essaie de faire valoir les points de 
vue. Selon l'opinion de l'au teur la 
différence fondamentale entre les deux 
conceptions consiste dans le fait que 
l'au teur de l'article  critiqué offre 
comme remède l'idée de l'économie 
dirigiste, tandis que lui-même vote 
pour l'économ ie de marché libre et 
sociale.

Resumen: T a r e a s  d e  t r á f i c o
e c o n ó m i c a s  e n  r e l a c i ó n  c o n  
t a r e a s  d e  t r á f i c o  f u e r a  d e l  
t e r r e n o  e c o n ó m i c o .  El articulo 
constituye una exposición del criterio 
y  opinión acerca de un artículo del 
Prof. Berkenkopf, que bajo el mismo 
título apareció en la  edición de mayo 
de esta revista. Se hacen, en principio, 
dos objeciones a  aquel articulo; Pri­
mero, que se ocupa particularm ente de 
los lados negativos del tráfico y  sola­
m ente expone, de una m anera corta, 
el lado positivo (a saber, el reglamento 
de tráfico estatal); segundo, que tra ta  
particularm ente el tem a del punto de 
v ista  del ferrocarril. Discutiendo los 
varios capítulos se ensaya hacer re­
spetar los puntos de v ista  del tráfico 
por carretera. Según la opinión del 
actual autor la  diferencia básica entre 
los puntos de partida  principalm ente 
es el hecho de que allá se considera 
el concepto de economía dirigida y  
aquí la  libre y  social economía de mer­
cado como el camino que conduciría 
a una solución del dilema en cuestión.
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